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Mit der Novellierung des Tierschutzgesetzes im Juli 2013 sind die wesentlichen Vorschriften zur Erteilung 

einer Erlaubnis nach § 11 der Vorschrift aufgehoben und unter den Vorbehalt einer Konkretisierung 
mittels Rechtsverordnung durch das zuständige Bundesministerium gestellt worden. 
Bis zum Erlass dieser Rechtsverordnung gelten die einschlägigen Vorschriften der alten Fassung des 
Tierschutzgesetzes aufgrund umfangreicher Übergangsregelungen im § 21 Tierschutzgesetz (TierSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206,1313), zuletzt geändert durch Art. 
280 V v. 19.06.2020 I 1328, unverändert weiter. 
 

Nachfolgend finden Sie auszugsweise einen Abdruck der wesentlichen Absätze 2-5 des § 11 TierSchG in 

der alten Fassung zu Ihrer Orientierung: 
 

Tierschutzgesetz 
vom 18. Mai 2006 
(BGBl. I S. 1206) 

zuletzt geändert durch Art. 20 des Gesetzes 
vom 09. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934) 

 
§ 11 

… 

(2) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn 
mit Ausnahme der Fälle des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2c, die für die Tätigkeit verantwortliche Person auf 
Grund ihrer Ausbildung oder ihres bisherigen beruflichen oder sonstigen Umgangs mit Tieren die für die 
Tätigkeit erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten hat; der Nachweis hierüber ist auf 
Verlangen in einem Fachgespräch bei der zuständigen Behörde zu führen, 

die für die Tätigkeit verantwortliche Person die erforderliche Zuverlässigkeit hat, 
die der Tätigkeit dienenden Räume und Einrichtungen eine den Anforderungen des § 2 entsprechende 

Ernährung, Pflege und Unterbringung der Tiere ermöglichen und 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe e die zur Verwendung vorgesehenen Vorrichtungen 
und Stoffe oder Zubereitungen für eine tierschutzgerechte Bekämpfung der betroffenen Wirbeltierarten 
geeignet sind; dies gilt nicht für Vorrichtungen, Stoffe oder Zubereitungen, die nach anderen Vorschriften 
zu diesem Zweck zugelassen oder vorgeschrieben sind. 

 
(2a) Die Erlaubnis kann, soweit es zum Schutz der Tiere erforderlich ist, unter Befristungen, Bedingungen 
und Auflagen erteilt werden. Insbesondere kann angeordnet werden 
die Verpflichtung zur Kennzeichnung der Tiere sowie zur Führung eines Tierbestandsbuches, 
eine Beschränkung der Tiere nach Art, Gattung oder Zahl, 
die regelmäßige Fort- und Weiterbildung, 
das Verbot, Tiere zum Betteln zu verwenden, 

bei Einrichtungen mit wechselnden Standorten die unverzügliche Meldung bei der für den Tätigkeitsort 
zuständigen Behörde, 
die Fortpflanzung der Tiere zu verhindern. 
 
(3) Mit der Ausübung der Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 darf erst nach Erteilung der Erlaubnis begonnen 
werden. Die zuständige Behörde soll demjenigen die Ausübung der Tätigkeit untersagen, der die 

Erlaubnis nicht hat. 
 
(4) Die Ausübung der nach Absatz 3 Satz 2 untersagten Tätigkeit kann von der zuständigen Behörde 
auch durch Schließung der Betriebs- und Geschäftsräume verhindert werden. 
 
(5) Wer gewerbsmäßig mit Wirbeltieren handelt, hat sicherzustellen, dass die für ihn im Verkauf tätigen 
Personen, mit Ausnahme der Auszubildenden, ihm gegenüber vor Aufnahme dieser Tätigkeit den 

Nachweis ihrer Sachkunde auf Grund ihrer Ausbildung, ihres bisherigen beruflichen oder sonstigen 
Umgangs mit Tieren oder ihrer entsprechenden Unterrichtung erbracht haben. 
 
Dieses Merkblatt fasst die wichtigsten Regelungen kurz zusammen und gilt vorbehaltlich gesetzlicher 
Änderungen seit dem letzten Bearbeitungsstand. 


